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Vorwort

Das vorliegende Buch thematisiert die Geschehnisse um die (erste) Ratifikation
des Übereinkommens über ein Einheitliches Patentgericht („EPGÜ“) im Jahr
2017 und das sich daran anschließende Verfassungsbeschwerdeverfahren vor
dem Bundesverfassungsgericht, das im März 2020 zur Nichtigerklärung der
Ratifikation führte. Die im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens in Erschei-
nung getretenen Umstände sollten jedem Bürger zu denken geben.

In einem Artikel hat der Autor dieses Buches im Jahr 2017 hierzu Folgendes
angemerkt (vgl. „Die europäische Patentreform – Das parlamentarische Verfah-
ren zur Ratifikation des EPGÜ in Deutschland“, abrufbar unter
www.stjerna.de/ratifikationsverfahren-epgu/):

„Das parlamentarische Verfahren zur Ratifikation des Übereinkommens über
ein Einheitliches Patentgericht („EPGÜ“) in Deutschland offenbart Zustände,
die jedem Bürger zu denken geben sollten. Es zeigt die Praxis sog. „Beschlüsse
zweiter Klasse“, bei denen Gesetzesbeschlüsse durch einen materiell beschluss-
unfähigen Bundestag gefasst werden, weil niemand die für eine Aufhebung der
Sitzung nötige Rüge erhebt. Auf diese Weise wurden die Gesetze zum EPGÜ
am frühen Morgen des 10.03.2017 im Bundestag durch gut gelaunte 35 Abge-
ordnete in zweiter und dritter Beratung jeweils einstimmig angenommen. Fünf
weitere einstimmige Beschlüsse komplettieren das Bild. Nach der Abstimmung
lehnten alle im Bundestag vertretenen Fraktionen die Mitteilung der Namen
der Abstimmungsteilnehmer ab, drei von vier kontaktierten Abgeordneten ver-
weigerten auch ein Gespräch über den Vorgang. Ein Bericht über deutsche Ge-
setzgebung im Jahr 2017, bei der die beteiligten Institutionen nichts weniger zu
interessieren scheint als das Grundgesetz.

(…)

Die Bedeutung der geschilderten Abläufe aus dem parlamentarischen Verfahren
zur Ratifikation des EPGÜ reicht über fachliche Fragen hinaus. Zunächst führt
es exemplarisch die zweifelhaften Mechanismen vor Augen, die sich die Gesetz-
gebung in der deutschen parlamentarischen Demokratie des Jahres 2017 zu
Nutze macht und zeichnet so ein Bild, das sich stark von dem des idealtypischen
parlamentarischen Systems unterscheidet, das dem Bürger landläufig vermittelt
wird und das dieser mit seiner Wahlentscheidung legitimiert. In der Realität



werden politisch gewollte Gesetze durch wenig sachkundige Abgeordnete zu
mitunter nachtschlafender Zeit und in für alle Beteiligten offensichtlich nicht
beschlussfähiger Formation mit einer Serie einstimmiger Beschlüsse durch das
parlamentarische Verfahren gepeitscht. Die Namen der Teilnehmer an den
Schlussabstimmungen im Bundestag werden gegenüber dem Bürger anschlie-
ßend seitens aller Fraktionen als „Verschlusssache“ behandelt. Dies unter Ver-
weis auf eine fehlende Protokollierung, obwohl eine Benennung jedenfalls an-
hand der TV-Aufzeichnung ohne weiteres möglich wäre. Legitime Gründe da-
für, weshalb man bei aller vorgeblichen Transparenz faktisch die Heimlichkeit
zum Leitprinzip des parlamentarischen Verfahrens ausgerufen hat, sind nur
schwer vorstellbar.“

Dem ist nichts hinzuzufügen – außer vielleicht der Eindruck, dass es sich kei-
neswegs um einen Einzelfall zu handeln scheint.

Das Buch dient der Dokumentation dieser Vorgänge und der anschließend vom
Autor gegen die Ratifikation erhobenen Verfassungsbeschwerde. Es macht mit
der Verfassungsbeschwerdeschrift und dem diese begleitenden Eilantrag we-
sentliche Verfahrensdokumente erstmals der Öffentlichkeit zugänglich. Es han-
delt sich um die inhaltlich unveränderten Original-Schriftsätze, die der Autor
am 31.03.2017 beim Bundesverfassungsgericht eingereicht hat. Die Dokumente
und die darin gemachten Angaben befinden sich dementsprechend auf dem
Stand des 31.03.2017, insbesondere die Aktualität der darin zitierten Literatur
und Internetlinks kann daher nicht garantiert werden. Die Formatierung wurde
an die Vorgaben des Verlages angepasst und vereinheitlicht, im Original er-
kannte formale Unrichtigkeiten wie „Buchstabendreher“ u. ä. wurden korri-
giert. Auf eine Veröffentlichung der sehr umfangreichen Anlagen wurde schon
aus Platzgründen verzichtet. Es handelt sich bei diesen allerdings zum Großteil
um öffentlich zugängliche Dokumente, die anhand der enthaltenen Anlagenliste
unschwer im Internet zu ermitteln sein dürften.

Düsseldorf, im November 2021      Dr. Ingve Björn Stjerna
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